
Gibt es weitere Wünsche zur Tagesordnung? Das sehe ich nicht. Dann ist die Tagesordnung soweit festge-
stellt und wir können in die Abarbeitung kommen.

Wir beginnen wie angekündigt mit dem Aufruf des Tagesordnungspunkts 38

Aktuelle Stunde

Die Parlamentarische Gruppe der FDP und die Fraktionen der CDU, der AfD, Die Linke und der SPD haben
jeweils ein Thema zur Aktuellen Stunde eingereicht. Jede Fraktion und die Parlamentarische Gruppe der
FDP haben in der Aussprache eine Redezeit von jeweils 5 Minuten für jedes Thema, bei fraktionslosen Ab-
geordneten beträgt die Gesamtredezeit 5 Minuten, die bei mehreren Themen auf die Themen aufgeteilt wer-
den kann. Die Redezeit der Landesregierung beträgt grundsätzlich 10 Minuten für jedes Thema.

Ich eröffne den ersten Teil der Aktuellen Stunde

a) auf Antrag der Parlamenta-
rischen Gruppe der FDP zum The-
ma: 

„Einstellungspraxis der Lan-
desregierung – Fehlende Beach-
tung des Grundsatzes der Besten-
auslese“
Unterrichtung durch die Präsidentin
des Landtags
- Drucksache 7/7117 - 

Das Wort erhält Herr Abgeordneter Kemmerich. Sie sind der Erste für die antragstellende Gruppe.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Zuschauer auf der Tribüne,
Zuhörer an den diversen Endgeräten! Am 12. Januar dieses Jahres konnten wir nachlesen, dass jetzt die
Praxis der Regierung bei der Besetzung in der Landesverwaltung auch Gegenstand einer Überprüfung des
Rechnungshofs geworden ist. Über den Regierungswechsel 2014 stand das Motto „Alles besser machen.“
56 Seiten des Prüfberichts des Rechnungshofs belegen scheinbar etwas anderes. Dieser Bericht stammt
aus dem Frühjahr des Jahres 2022, ist also ca. ein Jahr her und hat zum Gegenstand die Bereiche der
Staatskanzlei, des Finanzministeriums und des Umweltministeriums eben bei der Praxis, Einstellungen in die
Landesverwaltung vorzunehmen. Nach diesem Bericht sind insgesamt 64 Stellen vom Rechnungshof unter
die Lupe genommen worden und 35 sollen erfolgt sein ohne Ausschreibung und ohne das Kriterium der Bes-
tenauslese zu berücksichtigen. 11 Besetzungen scheint es an der entsprechenden Qualifikation zu mangeln.
Zwei Drittel der untersuchten Einstellungen sind unbefristet vorgenommen worden, der Rest nach einer ge-
wissen Zeit. Der Vorschlag des Rechnungshofs, § 49a der Landeshaushaltsordnung anzupassen, Stellen
dürfen nur auf Grundlage einer Stellenausschreibung vergeben werden, wurde seitens der Landesregierung
nach diesem Bericht völlig ignoriert. Auch wurden außertarifliche Bezahlungen ohne Bindung an die entspre-
chende Aufgabe vorgenommen. Auch das entspricht nicht den Grundsätzen von Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit.
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Ich zitiere hier an der Stelle Artikel 33 Grundgesetz: „Jeder Deutsche hat in jedem Lande die gleichen staats-
bürgerlichen Rechte und Pflichten. Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen
Leistungen den gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte.“

Zu beachten sind bei der Einstellung die Gesetze Bundesbeamtengesetz, Bundesbesoldungsgesetz und das
Beamtenstatusgesetz. Nach § 60 des Bundesbeamtengesetzes dienen Beamtinnen und Beamte dem gan-
zen Volk und nicht einer Partei. Dementsprechend haben sie ihre Aufgaben unparteiisch und gerecht zu er-
füllen und bei ihrer Amtsführung das Wohl der Allgemeinheit zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere auch
bei einer politischen Betätigung, hinsichtlich dessen sie Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren haben, in-
soweit sich dieses aus ihrer Stellung gegenüber der Allgemeinheit und aus Rücksicht auf die Pflichten des
Amtes ergibt.

Folgende Forderungen verbinden wir mit unserer Aktuellen Stunde: als Erstes unbedingte sofortige Transpa-
renz. Nicht nur – das werden wir in der zweiten Aktuellen Stunde noch mal besprechen – in puncto Staatsse-
kretäre, sondern auch an dieser Stelle ist die Öffentlichkeit mehr als interessiert und um den Vorwurf auch
der Ämterpatronage zu entkräften, sicherlich ist es ein ganz wichtiger Tatbestand, wirklich Transparenz zu
wahren und die Fälle offenzulegen.

(Beifall Gruppe der FDP)

Auch ist ein Bedürfnis aus der Bevölkerung zu sehen, dass, wenn diese Einstellungen rechtswidrig vorge-
nommen sein sollten, dann diese Gelder, diese Steuergelder zurückgewährt werden sollten wie in anderen
Tatbeständen. Es gibt den Vorwurf von gravierenden Verletzungen der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit. Ämterpatronage habe ich gelernt. Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren – Herr
Hoff wird später dazu sicherlich reden –, legen Sie die Sachen offen, damit wir agieren können.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Es liegt doch gar nichts offen!)

Und ich erinnere an den Spruch, Frau Rothe-Beinlich, der Grünen im Wahlkampf: „Vetternwirtschaft kann
einpacken!“ Anspruch und Wirklichkeit scheinen hier sehr weit auseinander zu gehen. Herzlichen Dank.

(Beifall Grupp der FDP)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ausgerechnet Sie!)

Vizepräsidentin Marx:

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abgeordneten Sesselmann von der AfD-Fraktion das Wort.

(Unruhe im Hause)

Ich bitte mal um Ruhe! Das Wort hat Herr Abgeordneter Sesselmann.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Frau Präsidentin des
Landesrechnungshofs! Der Minister/Staatskanzleichef Prof. Dr. Hoff hat im Ausschuss seine Worte zu die-
sem Themenbereich mit Bedacht gewählt, weil er genau erkannt hat, dass er sich auf einem schmalen Grat
befindet, nämlich auf dem schmalen Grat, ob die entsprechenden Voraussetzungen gegeben sind, eine
Strafbarkeit dieses Verhaltens, was uns jetzt gerade dargelegt worden ist, im Wege der Untreue und des Be-
trugs. 
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Der Anfangsverdacht, meine Damen und Herren, der ist gegeben. Die Staatsanwaltschaft hat bereits die Er-
mittlungen aufgenommen. Die Ermittlungen kommen in Fahrt und da lassen wir uns mal überraschen, was
da alles noch Schönes dabei rauskommt.

Ja, meine Damen und Herren, die Spitzenkandidaten der jeweiligen Parteien kritisieren, Herr Prof. Dr. Voigt,
das Verhalten der rot-rot-grünen Koalition. Aber Sie haben auch in der Vergangenheit nicht gerade mit Ruhm
geglänzt. Gegen Sie laufen auch leider strafrechtliche Ermittlungen wegen des Vorwurfs der Bestechlichkeit.
Zu Regierungszeiten der CDU gab es eine Staatssekretär-Affäre – Stichwort: vorzeitiger Ruhestand des
Herrn Staatsekretär Zimmermann – unter Lieberknecht. Gegen Staatskanzleichef Jürgen Gnauck, CDU, ist
ermittelt worden wegen Betrugs und Untreue im Zusammenhang mit der Gewährung von Beihilfe. Das nur
als ein ganz kleiner Ausschnitt, ohne jetzt hier auf die Sache von Dr. Dr. Siegfried Liebezeit der SPD aus den
Zweitausendern noch mal zurückzugreifen. Ebenfalls Spitzelwirtschaft der SPD – 14 Monate auf Bewährung
hat dies den Landrat gekostet, Strafe auf Bewährung ausgesprochen und den Verlust seines Amtes.

Die Staatsanwaltschaft hat hier viel zu tun. Es gibt viel zu ermitteln. Wir haben es gehört: zu Unrecht einge-
stellte Staatssekretäre, IM Maier hat sogar zwei Staatssekretäre. Er spricht von Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit, fordert das von den Kommunen ein und selbst hält er sich nicht an diesen Grundsatz, meine Da-
men und Herren.

(Beifall AfD)

Wir haben den Stellenaufwuchs in den jeweiligen Beamtenlaufbahngruppen. Da sehen wir bereits, dass da
auch nicht alles oder nicht hundertprozentig funktioniert. Wir haben die Probleme, dass eine Ministerin von
den Grünen zur Lobbyistin wird. Da fragt man sich natürlich, warum das der Fall ist. Ist sie möglicherweise
einer Strafbarkeit vorausgeeilt und hat das Amt deshalb niedergelegt? Deswegen kann man eigentlich nur
eines sagen: Willkommen bei den Chaostagen im Landestheater Ramelow.

(Beifall AfD)

Der freud- und glücklose Minister Adams musste gehen, weil er nicht die richtige Hautfarbe und das Ge-
schlecht hat. Eiskalt und skrupellos, meine Damen und Herren,

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE: Der ist doch nicht ganz sauber!)

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE: Unfassbar!)

(Unruhe DIE LINKE)

serviert die Kriegspartei unter Vorsitz des Klimaschauspielers zusammen mit der geistig minderbemittelten
grünen Spitze ihren einzigen Realo ab und demontiert die Landesregierung damit. 

Meine Damen und Herren, Quote vor Qualität – willkommen im Irrenhaus Thüringen. Leider handelt es sich
nicht um einen Faschingsscherz.

(Beifall AfD)

Untreue und Betrugsvorwürfe liegen in der Luft. Der Rechnungshof kann sie förmlich riechen. Wozu die SED
40 Jahre gebraucht hat, meine Damen und Herren, schafft die Nachfolgeorganisation bereits in acht Jahren
Regierungstätigkeit. Vetternwirtschaft und Vitamin B scheinen hier die Aufgabe der Regierung zu sein. 

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Es gibt deshalb nur eine einzige Konsequenz, meine Damen und Herren, um Schaden vom Freistaat und
der Politik und vom Steuerzahler abzuwenden: Herr Ministerpräsident Ramelow, treten Sie zurück und ma-
chen Sie den Weg frei für Neuwahlen.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:

Also, Herr Sesselmann, ich würde dringend um Mäßigung in Ihren Reden und auch darum bitten, persönli-
che Angriffe auf Regierungsmitglieder bzw. andere Abgeordnete des Hauses zu unterlassen. Das Problem
ist, dass die Abkürzung „IM“ tatsächlich teilweise für „Innenminister“ benutzt wird. Ich werte das aber bei Ih-
nen so, als würden Sie hier eine Verbindung zwischen Herrn Maier und einer inoffiziellen Mitarbeit zu DDR-
Zeiten herstellen. 

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Ihre Interpretation!)

Ich weise Sie jetzt darauf hin, dass Sie das bitte zu unterlassen haben. Wenn Sie das nicht tun, würde ich
Ihnen damit im Folgenden auch mit einem Ordnungsruf oder einer Rüge begegnen. 

Als Nächstes rufe ich jetzt Abgeordnete Marx für die Fraktion der SPD auf. 

Herr Abgeordneter Czuppon, ich rufe Sie jetzt hier noch einmal zur Ordnung. Das hat nichts damit zu tun,
dass hier ein Minister zart besaitet ist – und wenn Sie sich nicht zusammenreißen, dann bekommen Sie von
mir einen Ordnungsruf –, sondern es hat etwas damit zu tun, dass Sie sich hier bitte respektvoll zu begeg-
nen sind. Das gilt für Sie genauso wie für alle anderen des Hauses auch.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Abgeordnete Marx, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bedauere es außerordentlich, dass
die ersten beiden Aktuellen Stunden, die hier von der Gruppe der FDP wie auch dann nachfolgend von der
Gruppe der CDU eingereicht worden sind, erneut so tun, als gäbe es einen fertigen Bericht des Landesrech-
nungshofs, aus dem sich die vermeintlichen Fakten ergeben, die Sie hier glauben schildern zu können. 

Es gibt keinen Prüfbericht. Wir befinden uns in einem laufenden internen Verfahren. Das ist bei allen Aus-
schusssitzungen, in denen das Thema schon eine Rolle gespielt hat, schon erörtert. Es gibt nichts Ersichtli-
ches, was hier noch mal eine Aktuelle Stunde rechtfertigt. Das Thema wurde in mehreren Sondersitzungen
in den Ausschüssen besprochen, so im Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz am 6. De-
zember, anschließend in der öffentlichen HuFA-Sitzung am 8. Dezember und schließlich gab es noch einmal
eine Befassung mit den Mündlichen Anfragen im Plenum am 15. Dezember. Auch in diesem Plenum wiede-
rum werden Fragen gestellt. Welche Rechtfertigung für eine Behandlung wir heute haben, muss man su-
chen. Noch mal: Es handelt sich um eine interne Vorabprüfung. Es gibt keinen feststehenden Bericht. Dass
Sie trotzdem mit diesem Thema immer wieder die Sau durchs Dorf treiben, also das machen wir mit Ihnen ja
auch nicht. 

(Heiterkeit CDU)

Wohin das führt, haben Sie jetzt eben gerade bei meinem Vorredner gesehen. Es lädt dazu ein, auch andere
Unterstellungen als vermeintlich feststehende Tatsachen hier vorn irgendwie ins Rund zu rufen und zu sa-
gen: Guckt euch diesen korrupten Haufen an! Wie gesagt, Sie nehmen Bezug auf den nicht öffentlichen Ent-
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wurf einer Prüfmitteilung des Thüringer Rechnungshofs, zu der auch die Präsidentin bisher keine öffentliche
Auskunft im Hinblick darauf, dass das Prüfverfahren nicht abgeschlossen ist, erteilt hat. Die politischen Wer-
tungen, die in den einleitenden Ausführungen hier auch wieder getroffen werden, das sind Meinungen, die
aber gar nicht das unterschiedliche fachliche Geschehen wiedergeben, was derzeit noch läuft. Wenn wir mal
irgendwann einen abschließenden Bericht haben werden und darin sind irgendwelche Fehler festgestellt,
dann sind wir wirklich die Ersten, die dann auch darauf drängen werden, dass Mängel abgestellt werden.
Aber dass man jetzt wieder mit halbgaren Tatsachenbehauptungen unter Missachtung der Entscheidungsfin-
dung verfassungsrechtlicher Institutionen hier im trüben Brei herumrührt, also damit wird, finde ich, dem Par-
lament und auch den Institutionen großer Schaden zugefügt. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das sollten Sie sich nicht geben. Wir fangen doch auch nicht an und gucken, ob –meinetwegen, tut mir jetzt
leid, weil Herr Voigt jetzt vor mir sitzt – irgendwo seine Ermittlungsakte mal vom Lkw fällt und dann fangen
wir an hier lauter Sitzungen zu veranstalten, was Herr Voigt angeblich gemacht hat. Das gehört sich nicht. 

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP: Machen Sie doch gerade!)

Nein, das gehört sich nicht. Angeblich. Das gehört sich nicht.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Natürlich haben Sie das!)

Habe ich nicht! 

(Unruhe CDU, Gruppe der FDP)

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der FDP: Ein Prüfbericht dient doch der Aufklärung!)

Aber es gibt doch noch gar keinen Prüfbericht. 

(Unruhe Gruppe der FDP)

Also dann noch mal zurück in die Geschichte: Es hat nie eine Rolle gespielt, Bestenauslese. Dann gab es
die Affäre Zimmermann, nachfolgend wurde vom Rechnungshof gesagt, da muss man mal Regeln aufstel-
len. Das ist passiert und ob gegen diese Regeln verstoßen wurde oder nicht, ist äußerst fraglich. Dass Mit-
glieder, Staatssekretäre, aber auch Mitarbeitende in Ministerbüros keine klassischen Beamten sind, die nur
eine Karriere im Hause selbst oder in einem Ministerium oder überhaupt im öffentlichen Dienst, dazu

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Hatten die alle die Qualifikation?)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Hatten sie!)

befähigt. 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der FDP: Außertarifliche Bezahlung!)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Hatten sie! Alle!)

Regen Sie sich doch nicht so auf! 

Vizepräsidentin Henfling:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Moment hat noch die Abgeordnete Marx das Wort und ich wür-
de darum bitten, dass sich alle ein wenig runter kochen. 
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Abgeordnete Marx, SPD:

Regen Sie sich doch hier nicht so auf. Aber eins möchte ich noch mal klarstellen, auch im Sinne der Men-
schen, um die es hier letztendlich geht. Wenn sozusagen grundsätzlich in Abrede gestellt wird, dass Men-
schen, 

(Unruhe Gruppe der FDP)

die jahrelang als examinierte Akademiker auch in Fraktionen gute Fach- und Sacharbeit geleistet haben,
dass sie sozusagen unfähig wären, in einem Ministerium Dienst zu tun, dann ist das eine grob menschen-
verachtende Unterstellung, die ich hier auch mal zurückweisen möchte zum Schutz dieser Menschen, die
hier gut arbeiten. Also, wie gesagt, das kommt ja gleich noch mal von der CDU, aber hören Sie doch auf, mit
halbgaren Tatsachenbehauptungen in der Welt herumzumarschieren. Das bringt niemandem etwas außer
der Seite hier ganz rechts, die sich entsprechend schon geäußert hat. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Als Nächster erhält für die Fraktion der CDU Abgeordneter Bühl das Wort. 

Abgeordneter Bühl, CDU:

Verehrte Kollegin Marx, liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist doch so, dass wir heute dringenden Ge-
sprächsbedarf haben und das können Sie natürlich versuchen zu relativieren und das verstehe ich sogar aus
Ihrer Sicht. Aber wenn wir erst gestern lesen konnten, dass die Staatsanwaltschaft in dem Fall Ermittlungen
aufgenommen hat, dann ist es eben nicht nur so, dass es Presseverlautbarungen gibt, dass es einen nicht
öffentlichen Bericht gibt. Es gibt ja auch die Veröffentlichung, die Sie selbst gemacht haben, die auf der Seite
der Staatskanzlei veröffentlicht wurde zu der Erwiderung des Berichts. Auch dort sind einzelne Personen der
Landesregierung schon beleuchtet worden und auch dort kann man sich fragen: Ist die Befähigung vorhan-
den oder nicht? Es ist Gesprächsbedarf in diesem Land und deswegen ist auch heute diese Aktuelle Stunde
und die danach eine wichtige. 

(Beifall CDU)

Mal abseits von den rechtlichen Mängeln, die gegebenenfalls bestehen, bestehen in jedem Fall moralische
Mängel in dem, was Sie besetzt haben. Sie können nicht davon weg, als sich irgendwo auch einzugestehen,
dass Sie sich dieses Land in bestimmten Punkten zur Beute gemacht haben und hier verteilt haben. Das
muss man ganz klar so feststellen und das ist auch unser Petitum heute in dieser Aktuellen Stunde. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP) 

Die Dreistigkeit, mit der zum Teil Besetzungen vorgenommen worden sind und mit denen man vor allen Din-
gen immer versucht, das in der Vergangenheit zu beleuchten und zu sagen, was früher alles falsch gemacht
wurde, die Dreistigkeit, mit der Sie in den letzten neun Jahren hier Besetzungen vorgenommen haben,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Staatssekretäre ernannt!)

ist wirklich kaum zu überbieten. Das muss man hier auch noch mal ganz klar feststellen. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP) 
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Das gilt vor allen Dingen für die vielen Beamtinnen und Beamten in diesem Land und Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung. Ich weiß, wovon ich spreche, weil ich auch in diesem Land meine
Ausbildung gemacht habe und ich weiß, wie Besetzungen hier vonstattengehen, wie lange oft Dinge dauern,
ehe man Besetzungen hat, mal ganz davon abgesehen, was man, wenn man eine Übergruppierung oder
vielleicht sogar einen Laufbahnwechsel haben möchte, hier in diesem Land für eine Strecke hinter sich brin-
gen muss. Da müssen Sie sich bei den Besetzungen, die Sie vollzogen haben, mal fragen, welche Strecke
denn diese Leute hinter sich gebracht haben, um die Position zu besetzen: eine viel kürzere, nämlich im Fe-
derstrich eines Ministers. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP) 

Das muss man denen sagen, die in diesem Land Lehramtsanwärter sind, die monatelang darauf warten,
dass sie ihren Vertrag endgültig bekommen, Verwaltungsmitarbeiter, die zum Teil – das weiß ich auch aus
eigener Erfahrung von Kollegen – fünf bis zehn Jahre auf Beförderungen warten, Polizisten, die sich fragen,
ob die Vergütung für Dienst zu ungünstigen Zeiten, die ihnen angeboten wird, wirklich der Ernst sein kann,
oder eben die Laufbahnaufstiege, die in diesem Land zum Teil überhaupt nicht funktionieren oder wenn dann
nur mit riesigen Voraussetzungen. Das alles ist bei Ihnen nicht gegeben. Ihr Argument der Bestenauslese ist
die richtige Gesinnung und so haben Sie das hier in vielen Fällen vollzogen. 

Da müssen Sie sich auch fragen: Wäre denn jemand, den Sie hier in den Ministerbüros eingestellt haben –
da gibt es auch Fälle, bei denen ich auch eindeutig belegen könnte, dass die in Bewerbungsgesprächen in
diesem Land für Positionen im höheren Dienst überhaupt nicht eingeladen worden wären. Das muss man
ganz klar so sagen. Der moralische Zeigefinger, den Sie hier in verschiedenen Punkten hochrecken, ist wirk-
lich ziemlich lang, gerade von Linken und von Grünen. Sie sind wirklich ein Meisterbeispiel für Hypermorali-
sierung. Wenn es dann darum geht, dass Sie selbst mal mit dem Zeigefinger bezeigt werden, dann werden
Sie ganz laut, wie wir es eben schon Frau Marx gehört haben, und dann soll das alles so nicht stimmen. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP) 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: War ja ganz, ganz laut!)

Überbezahlte Posten, unberechtigte Sprungbeförderung, Doppel- und Dreifachbesetzung und immenser
Aufwuchs von Posten und Pöstchen in den Verwaltungen der Ministerien, gerade um die Minister herum,
das soll Teil des Berichts sein, der uns bald hoffentlich hier auch im Landtag erreicht, damit wir ihn auch in
voller Breite diskutieren können. Aber das, was wir bis jetzt schon gehört haben, ist eigentlich schon ausrei-
chend genug, dass man sich fragt, wie man denn die Aufklärung zu diesem Fall auch noch weitertreiben
kann. Wir verlangen volle Aufklärung. Diese Aufklärung muss alle Mittel umfassen, im Zweifel auch einen
Untersuchungsausschuss, um das hier wirklich auf den Tisch zu bringen, was nötig ist. 

(Beifall CDU) 

Wenn die Staatsanwaltschaft gegen unbekannt ermittelt, dann frage ich mich: Unbekannt ist mir das eigent-
lich nicht, denn zum Schluss ist klar, wer diese Ernennungsurkunden unterschrieben hat. Das ist entweder
der Ministerpräsident oder das sind die Minister. Deswegen ist eine Ermittlung gegen unbekannt eigentlich
nicht das Richtige, sondern das ist bekannt, wohin man ermitteln müsste. 

(Beifall CDU) 
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Wenn in diesem Land 12 Staatssekretäre vom Landtag genehmigt werden und zum Schluss 13 Staatssekre-
täre eingestellt werden, so wie es im Bericht zu lesen ist, und die dann auch noch von Praktikantenvergütun-
gen bezahlt werden, dann ist das sehr bezeichnend, fast schon amüsant, aber eigentlich auch sehr traurig. 

(Beifall CDU) 

Von daher verlangen wir, dass es hier klare Aufklärung gibt, dass hier nicht gemauert wird und dass wir uns
bald mit allen Fakten intensiv beschäftigen können. Dazu dient auch diese Aktuelle Stunde am heutigen Tag.
Vielen Dank. 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Marx:

Als nächste Rednerin hat sich Abgeordnete Rothe-Beinlich von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu Wort
gemeldet. 

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, zwei Aktuelle Stunden haben wir zu Themen vor-
liegen, von denen offenkundig nur einige tatsächlich wissen, worüber eigentlich geredet wird. Woran liegt
das? Es liegt daran, dass es in der Tat noch gar keinen Prüfbericht gibt. Es gibt wohl eine Vorabprüfung. Ich
sage Ihnen ganz offen, was mir ehrlich gesagt am meisten Sorge bereitet, ist nicht, dass hier wild spekuliert
wird, ist nicht, dass hier wild mit dem Zeigefinger auf Einzelne gezeigt wird, sondern ist auch die Sorge da-
rum, welche Rolle hier eigentlich der Rechnungshof hat und haben sollte. 

Sehr geehrte Frau Präsidentin Butzke, Sie sind heute auch hier für den Rechnungshof. Wir wissen alle, dass
der Rechnungshof eine schier unschätzbar wichtige Arbeit leistet. Der Rechnungshof soll prüfen, und zwar
überall dort, wo er es für richtig und wichtig findet, und seine Entscheidungen trifft er in einem Kollegialorgan.
Der Rechnungshof macht seine Prüfberichte auch immer dann öffentlich, wenn sie so weit vorliegen, dass
sie tatsächlich – ich sage es mal so – Hand und Fuß haben. Aber was ist hier passiert? Hier sind angeblich
Vorberichte öffentlich geworden. Herr Kemmerich weiß von 56 Seiten, auf denen über einzelne Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sehr detailgetreu berichtet wird. Herr Bühl versteigt sich sogar dazu, zu sagen, dass der
moralisierende Zeigefinger von uns sehr hoch ginge, ohne dass wir offenkundig darüber nachdenken, dass
Sie hier über Papiere reden, die es so offenkundig gar nicht gibt. Denn wenn es Ihnen so sehr um Transpa-
renz geht, wie Sie behaupten, dann lassen Sie von der Opposition uns doch mal teilhaben an Ihrem Wissen. 

(Unruhe CDU)

Ich kenne bisher weder eine Vorprüfung noch Vorberichte. Mir ist weder in der Straßenbahn noch vom Lkw
irgendwo zufällig eine Akte – wie auch immer – in die Hände geraten, über die ich nun stückchenweise die
Zeitungen oder wen auch immer füttere – ganz offenkundig mit politischem Interesse. Und da ist meine an-
dere Sorge – da bin ich ganz bei meiner Kollegin Dorothea Marx – 

(Unruhe CDU)

die Sorge um die Demokratie und die Sorge auch um den Umgang miteinander in einem Parlament. Dass es
der AfD nur darum geht, die parlamentarische Demokratie verächtlich zu machen, ist hinlänglich bekannt.
Und ich sage mal, die Quote derjenigen, die aus Ihren Reihen auch schon rechtsstaatlich verurteilt sind – ich
verweise nur mal auf Frau Wiebke Muhsal beispielsweise –, weil sie Gelder veruntreut haben, ist auch be-
kannt. 
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(Zwischenruf Abg. Braga, AfD: Gerade aus Ihrer Partei solche Vorwürfe, gerade aus Ihrer Partei!)

Aus Ihrer Partei. Frau Wiebke Muhsal stammt aus Ihrer Partei. 

(Zwischenruf aus dem Hause: Mario Voigt kommt aus Ihrer Partei!)

Herr Voigt kommt nicht aus meiner Partei, nicht, dass ich wüsste – aber egal. 

Entscheidend ist doch, wie wir miteinander umgehen, und entscheidend ist, dass wir unsere eigenen Regeln
ernst nehmen. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Und jetzt komme ich noch mal zu den Regeln des Rechnungshofs. 

Ja, die gelten natürlich auch für uns. Sobald wir einen Prüfbericht haben, können wir uns mit dem gern aus-
einandersetzen. 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der FDP: 25 Monate Karenzzeit!)

Es macht es nicht besser, dass es Vorgängerregierungen vermutlich vielleicht noch schlimmer oder nicht
besser gemacht haben. Wo Fehler passiert sind, müssen diese aufgearbeitet werden. Das ist doch über-
haupt gar keine Frage. 

(Heiterkeit CDU)

Aber was mich wirklich ärgert, ist, wenn ich auf die Seite des Thüringer Rechnungshofs gehe und dort das
Leitbild lese, dass dieses gerade mit Füßen getreten wird, und zwar von allen Seiten. Im Leitbild des Rech-
nungshofs heißt es zum Beispiel unter Selbstverständnis und Werte: „Dabei arbeiten wir mit den zu prüfen-
den Stellen vertrauensvoll zusammen. Die Qualität unserer Arbeit ist entscheidend für ihre Wirkung und für
unsere Glaubwürdigkeit. Wir sind bereit, neue Wege zu gehen und uns den sich ständig ändernden Anforde-
rungen anzupassen.“ 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sie wollen wohl den Rechnungshof unter Druck setzen?!)

Ich setze den Rechnungshof nicht unter Druck, liebe Frau Tasch. 

(Unruhe CDU)

Wer macht denn hier Berichte öffentlich?

(Zwischenruf aus der CDU-Fraktion: Getroffene Hunde bellen!)

Sie von der Opposition müssen sich fragen lassen: Wer hat denn hier Berichte durchgestochen, die es offen-
kundig noch gar nicht gab? Wer macht denn hier Politik mit halbgaren Spekulationen und Äußerungen? Wir
sind das nicht. Ich warte gern ab, bis ein Prüfbericht vorliegt.

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP: Wir sind die Opposition!)

Auch wenn Sie Opposition sind, können Sie nicht den Rechnungshof für Ihre Zwecke instrumentalisieren.
Das geht so einfach nicht. 

(Unruhe CDU)

Sie können noch eine Weile schreien, ich habe nur noch 10 Sekunden. 

18 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 99. Sitzung - 31.01.2023

(Abg. Rothe-Beinlich)



Vizepräsidentin Marx:

Ich darf mal um Ruhe bitten.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Ich sage Ihnen, wir können gern in der Sache reden, sobald etwas vorliegt. Wo Fehler gemacht wurden,
müssen natürlich auch diese besprochen werden. Aber das, was Sie machen, ist Zweifel säen und Fake
News verbreiten. Das halte ich für absolut unredlich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Blechschmidt. 

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, „soll geschehen sein“, „scheinbar“, „könnte sein“, „Vorwürfe ste-
hen im Raum“, „liegt in der Luft“ – alles Aussagen vom heutigen Tag von meinen Vorrednern aus der Oppo-
sition. 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Na dann klären Sie doch mal auf!)

Ist es seriös und verantwortungsvoll, als Abgeordneter eine Debatte über Informationen zu führen, die auf –
in Anführungszeichen – Hörensagen beruhen, also aus zweiter Hand? Hinsichtlich des Entwurfs zum Prüf-
bericht des Thüringer Rechnungshofs zur Einstellungspraxis der Landesregierung sind aus den Medien kei-
ne zusammenhängenden Fakten zu diesem eigentlichen Sachverhalt bekannt. Alles andere sind Wertungen,
die angesichts der nicht vollständig bekannten Faktenlage im wahrsten Sinne des Wortes nur Vorurteile pro-
duzieren.

Welchen Wert für eine belastbare Informationsgrundlage und einen brauchbaren Meinungsbildungsprozess
in der Öffentlichkeit soll eine solche Debatte hier im Thüringer Landtag haben? Auch wenn Sie vonseiten der
FDP und CDU durch wiederholten Aufruf des Themas – es ist genannt worden, im Dezember war es eine
Sondersitzung des Justizausschusses – versuchen, den Eindruck zu erwecken, da wird etwas vertuscht, es
ist – und das wissen Sie genau – ein falscher Eindruck, schlicht gelogen.

Jetzt kommt sogar noch die Zielsetzung, es wird einen Untersuchungsausschuss geben. Wir wollen etwas
wissen, was noch gar nicht bekannt ist – nach dem Motto: Wir schmeißen mal ein wenig mit Dreck und ein
bisschen wird schon irgendwo kleben bleiben. Nicht mit uns, liebe Voigt- und Kemmerich-Opposition, nicht
mit uns!

Oder, meine Damen und Herren, haben Sie der 

(Zwischenruf aus dem Hause)

– ja genau, richtig erkannt, völlig richtig erkannt – Präsidentin des Thüringer Rechnungshofs in der Sonder-
sitzung des Ausschusses am 6. Dezember nicht zugehört? Oder haben Sie die Information einfach wieder
verdrängt, weil diese in Ihre Skandalisierungsstrategie nicht reinpasst?

(Zwischenruf Abg. Gottweiss, CDU: Es ist ein Skandal!)

Die Präsidentin des Thüringer Rechnungshofs formuliert wie folgt: Richtig ist, das haben wir gehört, dass es
dieses Prüfverfahren gibt, das heißt insgesamt die Stellenbesetzung in dem Leitungsbereich der obersten
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Landesbehörde und Teil 2 umfasst die Staatssekretäre. Dieser Bericht – weiter die Präsidentin –, das ist
auch richtig dargestellt worden, ist mit Schreiben vom 25. Februar versandt worden, Teil 2 ausschließlich an
die Thüringer Staatskanzlei und das Thüringer Finanzministerium. Hier steht – das ist ein Einwurf von mir –
nicht der Kollege Kemmerich als Adresse.

(Zwischenruf Abg. Meißner, CDU: Zitieren Sie etwa aus dem Ausschuss?)

Weiter als Zitat: „Nun ist es leider so – oder was heißt leider, es ist leider nicht so, es hat einen guten
Grund –, dass die gesetzliche Ausgestaltung des Verfahrens mir es hier und heute nicht erlaubt, Sie inhalt-
lich zu informieren. Konkret bestimmt das Gesetz für den Thüringer Rechnungshof in seinem § 10 Abs. 1
Nr. 7“, die Präsidentin sagt „– ich zitiere –: ‚Das Kollegium entscheidet […] über Auskünfte zu Prüfungsfra-
gen gegenüber Landtag, Landesregierung und Presse.‘ Entscheidender zweiter Satz: ‚Diese werden jedoch
nicht vor Abschluss des Prüfverfahrens erteilt.‘.“ Und das Prüfverfahren ist noch nicht zu Ende, das Prüfver-
fahren läuft noch. 

Trotz dieser eindeutigen, unmissverständlichen Aussagen des Thüringer Rechnungshofs selbst, dass sich
das Prüfverfahren in einer Phase befindet, in der es noch keine Information an die Öffentlichkeit geben darf 

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ist das jetzt aus dem Protokoll?)

– geben darf –, versuchen Sie vonseiten der FDP und der CDU, die verbindlichen Vorgaben des Rech-
nungshofgesetzes erneut bewusst und zielgerichtet mit aller politischen Konsequenz und dabei anzurichten-
dem Schaden zu unterlaufen. 

(Zwischenruf Abg. Gottweiss, CDU: Es darf aber nicht zitiert werden aus dem Ausschuss!)

(Unruhe CDU)

Davon abgesehen, dass der Landtag Landesgesetze mit entsprechender Mehrheit ändern kann – das kön-
nen wir –, gilt es aber, dass auch die Abgeordneten diese gesetzlichen Vorgaben aus dem Rechnungshofge-
setz zu respektieren haben. Das tun Sie hier nicht. Ich kann nur sagen, diese Debatte entspricht nicht dem
Auftrag, ist unserer Arbeit als Abgeordnete unwürdig und ich kann nur sagen, das ist kein guter Stil.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Herr Abgeordneter Blechschmidt, ich muss Sie leider noch mal darauf hinweisen, dass es nicht zulässig ist,
dass Sie aus einem Protokoll des Justizausschusses …

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE: Es ist ja ein Wortprotokoll gewesen!)

Es ist ein Wortprotokoll, macht aber eine Sitzung noch nicht zur öffentlichen Sitzung. Das ist jetzt der Denk-
fehler. Ich meine, es gab die Behandlung der Angelegenheit auch noch im HuFA, der war öffentlich. Es kann
ja sein, dass Frau Butzke da vielleicht auch noch mal ausgeführt hat. Aber da bitte ich, das künftig zu unter-
lassen.

Ich habe jetzt keine Wortmeldungen mehr aus den Reihen der Abgeordneten. Möchte die Landesregierung
das Wort? Herr Minister Hoff, bitte schön.
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Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten und Chef der Staatskanzlei:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, es sind zu diesem Thema des Rechnungshofberichts –
das ist hier dargestellt worden in den Diskussionen – bereits zwei Ausschusssitzungen beantragt und durch-
geführt worden, eine öffentliche Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses und eine nicht öffentliche
Sitzung des Justizausschusses. Es hat eine umfangreiche einstündige Befragung vor Jahresende in einer
Plenarsitzung gegeben, in der ich zu dem Berichtsentwurf zu den Staatssekretärinnen und Staatssekretären
ausführlich auch Rede und Antwort gestanden habe, und ich stehe den Abgeordneten auch am Donnerstag
zur Verfügung, wenn erneut Mündliche Anfragen zu diesem Thema gestellt werden.

Ich führe das deshalb so ein, weil ich auch in dieser Diskussion noch mal daran erinnern will, auch mit Blick
auf andere Länder, dass das, was wir hier machen, tatsächlich ein Wert demokratischer Institutionen ist. Ein
Rechnungshof kann hier in Thüringen genauso wie in Deutschland unabhängig prüfen. Seine Rechte sind
verfassungsrechtlich abgesichert. Eine Staatsanwaltschaft kann unabhängig ermitteln, und zwar auf eige-
nem Betreiben oder durch entsprechende Anzeige, die erstattet wird. Sie kann sich dabei unter anderem
auch auf eine öffentliche Berichterstattung von Medien stützen, die ebenfalls ohne Einschränkungen zu die-
sem Thema kritisch selbst recherchieren und entsprechend auch publizieren können.

Und ein Landtag kontrolliert. Es ist auch das gute Recht einer Opposition, hier Fragen zu stellen. Es ist auch
das Recht einer Opposition, Spekulationen zu formulieren auf Basis der Informationen, die sie hat. Und es
ist das gute Recht einer Landesregierung, in dem Rahmen bei einem nicht abgeschlossenen, auch nicht öf-
fentlichen Prüfverfahren – weil es erst dann öffentlich wird, wenn es abgeschlossen ist und die Unterlagen
allen vorliegen – entsprechend Position zu beziehen, soweit ihr das möglich ist. Und das mache ich gerne.
Das habe ich in der der Vergangenheit in den zwei Ausschusssitzungen, in der Plenarsitzung gemacht, auch
bei Fragen, die von Journalistinnen und Journalisten gestellt wurden, und ich bin auch proaktiv auf Abgeord-
nete der Oppositionen beispielsweise zugegangen, um auch die Bereitschaft zu erklären, für entsprechende
Informationen zur Verfügung zu stehen.

Und wenn sich die Opposition an einem bestimmten Punkt – und ich enthalte mich jeder Spekulation. Ich
war auch einige Jahre Abgeordneter einer Oppositionsfraktion, ich weiß auch, welches Erkenntnisinteresse
und welches politische Interesse es geben kann, einen Untersuchungsausschuss einzuberufen. Wenn die
Opposition dies tun will, dann soll sie es tun, nicht nur, weil es ihr Recht ist, sondern weil ich sage: Wir haben
als Landesregierung nichts zu verbergen. Es gibt keinen Grund für uns, einen Untersuchungsausschuss, ei-
ne staatsanwaltschaftliche Ermittlung oder ein Prüfverfahren des Rechnungshofs zu scheuen, denn wir ha-
ben auf den Entwurf des Prüfberichts, der Prüfungsmitteilung, eine ausführliche Stellungnahme zu den
Staatssekretärinnen und Staatssekretären abgegeben. Ich habe darüber hier im Landtag ausführlich berich-
tet. Ich weiß nicht, welche dieser Hinweise, die wir als Landesregierung als Stellungnahme zu dem ersten
Entwurf des Rechnungshofs gegeben haben, der Rechnungshof sich dann auch in seiner abschließenden
Mitteilung zu eigen machen wird, wo er abwägen wird und sagt: Das mag eine legitime Position der Landes-
regierung sein, gleichwohl bleiben wir bei unserer Auffassung. All das ist möglich, ich weiß es nicht, und es
ist das Recht des Rechnungshofs, sich da entsprechend auch zu äußern.

Wir haben als Landesregierung, und zwar sowohl die Staatskanzlei für die Ressorts zu dem Prüfbericht I,
der sich mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Leitungsbüros befasst, als auch jedes Ressort zu
seinen eigenen Punkten, dort auch noch mal Positionen geäußert. Insofern kann ich auf den Wunsch, den
Herr Kemmerich hier geäußert hat, dass Transparenz hergestellt werden soll, nur sagen: Ich bin auch zum
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jetzigen Zeitpunkt schon bereit, so viel wie möglich Transparenz zu geben. Ich habe das, glaube ich, auch in
der Vergangenheit auch hier in den Plenarsitzungen deutlich gemacht.

Aber was ich nicht machen kann, ist die wiederholte Aufforderung von Herrn Schard, dass wir den Prüfbe-
richt des Rechnungshofs eigenständig als Landesregierung veröffentlichen sollen, also den Entwurf des
Prüfberichts veröffentlichen sollen. Ich habe Herrn Schard hier im Plenum auch schon mal deutlich gemacht:
Ich bin nicht bereit, mich vom rechtspolitischen Sprecher der CDU auffordern zu lassen, eine Handlung zu
begehen, die das Recht des Rechnungshofs, das verfassungsrechtlich normiert ist, beschneidet. Ich bitte er-
neut, lieber Herr Abgeordneter Schard, das zu respektieren, und zwar sowohl meine Herangehensweise zu
respektieren als auch die Rechte des Rechnungshofs zu respektieren, und insbesondere auch an Sie adres-
siert als rechtspolitischer Sprecher der CDU.

(Beifall DIE LINKE)

Das Zweite: Ich sage ganz deutlich – wir haben das auch gestern noch mal öffentlich gemacht, ich habe das
auch der Präsidentin in der direkten Kommunikation gesagt –, es wäre mir lieb, dass dieser Rechnungshof-
bericht lieber gestern als heute abgeschlossen wird, damit wir alle gemeinsam in einem gemeinsamen Ge-
spräch über Fakten sprechen können. Gleichwohl sagt die Präsidentin des Rechnungshofs auch: Ich höre
Ihr Interesse, und gleichwohl haben wir unsere eigenen Verfahren, unsere eigenen Regularien, und die wer-
den wir entsprechend umsetzen. Ich gehe davon aus, dass der Rechnungshof natürlich nicht das Verfahren
verzögert, sondern – auch, weil es eine entsprechende öffentliche Diskussion gibt – eine sehr genaue Abwä-
gung vornimmt. Das ist richtig und das ist gut, und es wird uns allen auch dann, wenn der Bericht da ist,
helfen, zu einer wirklich sachgemäßen Bewertung zu kommen. Insofern liegt es mir fern, hier Wiederholun-
gen einer Inszenierung seitens der AfD-Fraktion vorzunehmen oder auch respektlose Formulierungen ge-
genüber dem verehrten Kollegen Innenminister Maier, die ich tatsächlich auch überhaupt nicht angemessen
finde. Der Respekt, den wir uns gegenseitig entgegenbringen sollten, gebührt allen, auch dem Minister Mai-
er.

Ich will einen letzten Punkt ansprechen, weil er mir in dieser Diskussion hier wichtig ist. Ich habe in der
Staatskanzlei eine ganze Reihe von klugen Referatsleiterinnen und Referatsleitern, Abteilungsleiterinnen
und Abteilungsleitern, auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Referenten sind, die ursprünglich mal in Lei-
tungsbüros vorhergehender Regierungen eingestellt worden sind. Ich bin, ehrlich gesagt, nicht bereit, die
nachträglich – selbst dann, wenn sie ohne Ausschreibung in diese Funktionen gekommen sind und nach ih-
rer Tätigkeit in einem Leitungsbüro weitere Verwendung in der Staatskanzlei oder in anderen Ressorts ge-
funden haben – alle unter den Generalverdacht der Patronage- oder Pöstchenwirtschaft oder Ähnliches zu
stellen. Das sind Kolleginnen und Kollegen, die eine gute, loyale Arbeit machen. Der Abgeordnete Kemme-
rich hat vorhin aus dem Beamtenrecht und den Anforderungen an Beamtinnen und Beamte zitiert. Insofern
kann ich nur sagen: Wir werden, wenn der Rechungshofbericht vorliegt, ein gemeinsames Gespräch darüber
führen, welche Regelungen im Lichte einer Rechnungshofberichterstattung möglicherweise oder möglicher-
weise auch nicht anzupassen sind. Dies gilt für all diejenigen, die jetzt in der Regierung sind, die nach einer
Wahl und einem möglichen späteren Wechsel – Kabinett Ramelow IV oder so – mal in die Landesregierung
kommen. Gleichwohl will ich darauf hinweisen, die Regeln, die diese Landesregierung auf sich anwendet,
sind Regelungen, die auch vorhergehende Landesregierungen verwendet haben. Insofern brauchen wir tat-
sächlich dieses Gespräch, um gemeinsam festzustellen, welche Regelungen sind richtig, welche sind mögli-
cherweise nicht richtig, und wenn es Regelungen gibt, die nicht richtig sind, dann müssen wir die anpassen.
Vielen Dank.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Vielen Dank. Ich schließe damit den ersten Teil der Aktuellen Stunde. 

Ich rufe den zweiten Teil auf

b) auf Antrag der Fraktion der
CDU zum Thema: „Ämterpatrona-
ge und Führungsmängel in der
Landesregierung? Wird Thüringen
kompetent regiert?“
Unterrichtung durch die Präsidentin
des Landtags
- Drucksache 7/7119 - 

Das Wort hierzu erhält Herr Abgeordneter Schard von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Schard, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, werter Herr Hoff, ja, wir machen das zur Aktuel-
len Stunde, weil es in der Öffentlichkeit ist und weil wir das auch als Abgeordnete machen können. Da brau-
che ich im Prinzip jetzt auch keine Maßregeln, was wir dürfen und was wir nicht dürfen. 

(Beifall CDU)

Und, Herr Abgeordneter Blechschmidt, ich brauche auch keine Informationen über Spielregeln, wenn Sie
wirklich in Länge und Breite aus nicht öffentlichen Ausschüssen hier zitieren, was mindestens nicht regelkon-
form ist. Da brauche ich auch wirklich keine weiteren Erläuterungen.

(Beifall CDU)

Ich denke, es gibt in diesem Haus auch mittlerweile niemanden mehr, der die Vorwürfe zwischenzeitlich nicht
kennt. Die Zeitungsberichte sind vielleicht auch hinlänglich bekannt. 

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE: Aber nicht die Debatte, das ist das Verwerfliche!)

Danach sollen etliche Staatssekretäre nicht nach geltendem Recht eingestellt worden sein. Rechtswidrig,
fehlerhaft, schlichtweg intransparent, nicht nachvollziehbar, unzureichende und nicht erkennbare Qualifika-
tionen,

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE: Woher nehmen Sie denn das?)

so lautet nach Medienberichten 

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE: Ja, nach Medienberichten, aber nicht die Debatte!)

die vernichtende Einschätzung des Thüringer Rechnungshofs.

Ein Großteil hätte nicht mal in weit geringer dotierten Tätigkeiten antreten dürfen. Hinzu kommen Anstellun-
gen aus Tarif, weil sich Verbeamtungen offensichtlich und vielleicht nicht mehr konstruieren ließen. Wenn ei-
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ne Stelle fehlte, soll mal eben der Praktikantentopf geplündert worden sein – na ja. Von Bestenauslese und
dem Leistungsgedanken offenbar überhaupt keine Spur, nicht mal ansatzweise. Mit anderen Worten: Als
Staatssekretär oder Spitzenbeamter braucht man weder Fachkenntnis noch Erfahrung, denn ein Ministerium
leitet man nicht mit Geschick und Können, sondern mit politischer Überzeugung. 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Unglaublich!)

(Beifall CDU)

Wie man auch nur auf die Idee kommen kann, dass der Steuerzahler für üppige Monatsgehälter, Übergangs-
gehälter und Pensionen so was wie Leistung, Befähigung erwarten können soll, ist in den Augen der Lan-
desregierung offenbar schleierhaft. Und weil die Rechtslage das alles momentan verbietet, soll jetzt mal
schnell ein Gesetz an die tatsächlichen Umstände angepasst und rechtswidriges Handeln im Nachhinein le-
gitimiert werden. 

Was für eine Farce, meine Damen und Herren, und was für eine Selbstbedienung. Und weil das alles nicht
genug war, ging es offenbar in den Ministerien munter weiter, mit dem willkürlichen Selbstbedienungsladen
und der Versorgung von Parteimitgliedern, das haben wir gehört. Es geht um zu hohe Vergütungen, nicht
durchgeführte Ausschreibungen, Aufblähen der Stellenzahl mitunter um das Dreifache. Im Hause von Frau
Ministerin Siegesmund, die jetzt die Flucht ergreift, um als Lobbyistin anzuheuern, soll die Anzahl der Leis-
tungsstellen von 11 auf 29 erhöht worden sein, obwohl die Bevölkerungszahl in Thüringen massiv sinkt. Da
werden auf der einen Seite mit Tamtam Transparenzgesetze gefordert und auf der anderen Seite wird sich
der Staat zur Beute gemacht, meine Damen und Herren. Das passt nicht zusammen. 

(Beifall CDU)

Es ist vorhin schon mal angeklungen: Was hat Rot-Rot-Grün nicht alles versprochen – vieles besser machen
wollten sie. In einem Punkt hat Rot-Rot-Grün offenbar auch geliefert. Der Rechnungshof soll ihnen attestie-
ren, in Sachen Vetternwirtschaft, Günstlingswirtschaft, Ämterpatronage und Selbstbedienung 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Haben Sie auch nur einen Anhaltspunkt für den Begriff „Vettern-
wirtschaft“? Einen Anhaltspunkt! Das ist wirklich eine verleumderische Aussage! Wissen Sie, worum
es bei „Vetternwirtschaft“ geht?)

keine Vergleiche zu finden. Und ja, offensichtlich sind Sie zumindest nach den Berichten Spitze darin und
darin macht Ihnen auch so schnell niemand etwas vor. 

(Beifall CDU)

Ihnen ist nicht bewusst, dass das Land nicht für die Regierung und für eigene Parteimitglieder da ist, son-
dern die Regierung für das Land. Ich frage mich, wenn dieser Bericht dann natürlich auch so ausfällt, wie Sie
das alles den Steuerzahlern erklären wollen, und ich frage mich auch, wer für diesen immensen Schaden
aufkommen wird. Da kommen mitunter Millionenbeträge zusammen, die so hätten nicht geleistet werden
dürfen oder an die Falschen ausgezahlt worden sind. Auch die Staatsanwaltschaft hat bekanntlich ihre Er-
mittlungen aufgenommen, vorerst gegen unbekannt, aber irgendwer wird ja die Urkunden unterschrieben ha-
ben. 

Nachdem der bisherige Minister Adams vom Hof gejagt wurde, weil er keine Frau ist und ab und zu mal so
was wie Vernunft hat durchklingen lassen, sollen morgen in diesem Hause zwei neue Minister vereidigt wer-
den. 
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(Unruhe DIE LINKE)

Herr Stengele hat in der Pressekonferenz von einem Zeichen gesprochen und ich frage mich, ob es nicht ein
gutes Zeichen wäre, Minister mit geeigneten Qualifikationen zu ernennen. Ich kenne weder Frau Denstädt
und ich kenne auch Herrn Stengele persönlich nicht, insofern erlaube ich mir auch kein persönliches Urteil
über die beiden Personen. Aber keine Leitungserfahrung, kein beruflicher Hintergrund in Sachen Justiz und
Migrationsbewältigung, keine geeigneten politischen Erfahrungen – wie soll denn die Bevölkerung unseres
Freistaates die Politik oder die Landesregierung überhaupt noch ernst nehmen 

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: 25 Jahre CDU-Regierung!)

und wo soll die Autorität in einem Ministerium überhaupt noch herkommen? Der Steuerzahler, der sich bei
jeder Stelle mit geeigneten Qualifikationen bewerben muss, kommt mit erheblichen Summe für die Bezah-
lung der Minister auf, für Übergangsgelder, für Pensionen. Er muss dafür auch Kompetenz, Expertise und
Erfahrungen verlangen können.

Vizepräsidentin Henfling:

Ihre Redezeit ist zu Ende, Herr Schard.

Abgeordneter Schard, CDU:

Ich komme zum Schluss. Herr Ramelow, je nachdem, wie der Bericht natürlich ausfällt, würde ich Sie gern
an Ihr Zitat aus dem Jahr 2013 erinnern.

Vizepräsidentin Henfling:

Herr Schard, Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Abgeordneter Schard, CDU:

Dann empfehle ich allen Handelnden, sich den Amtseid noch mal vor Augen zu führen. Vielen Dank. 

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Henfling:

Als Nächste erhält Abgeordnete Marx für die Fraktion der SPD das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Neues Spiel – neues Glück! Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen, auch hier spricht die For-
mulierung des Antrags der Aktuellen Stunde schon eine deutliche Sprache. Von wegen vorläufige Untersu-
chung und da ist was in der Presse und Konjunktiv, und da könnte sein. Da steht nämlich: Der Thüringer
Rechnungshof kritisiert die Einstellungs- und Beförderungspraxis aufs Schärfste. Vorläufiger Prüfbericht –
aufs Schärfste! Da steht auch noch gar nicht fest, was rausgekommen ist, aber „aufs Schärfste“. Dann geht
es eben weiter. Statt die Stellen auszuschreiben, wurden sie demnach im Stile der Ämterpatronage an poli-
tisch genehme Personen vergeben. Feststehende Tatsache nach Ihrem eigenen Antrag! Außerdem seien
viele von ihnen rechtswidrig zu hoch – da haben Sie den Konjunktiv verwendet. Und dann kommt: Der Rech-
nungshof gelangt zu der Einschätzung, dass Umfang und Ausmaß der Verstöße für einen Fehler im System
sprechen. Da komme ich gleich noch mal drauf zurück, weil das finde ich lustig, dass Sie diesen Satz ver-
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wendet haben. Aber was heißt lustig, eigentlich haben Sie ja gar nicht so viel Humor, wie ich Ihnen gerade
zugestehen möchte.

Aber jetzt haben Sie auch gesagt, Herr Schard, es wäre ganz furchtbar, dass die Ministerin Siegesmund ih-
ren Leitungsstab erhöht hätte auf soundso viele Personen.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der FDP: 29!)

Das haben Sie gemacht. Jetzt frage ich mal Sie und, Herr Kemmerich, wenn Sie dazwischenrufen, auch Sie:
Wissen Sie, wie das passiert ist? Durch das Haushaltsgesetz des Landes Thüringen. Da stehen diese Stel-
len nämlich alle einzeln und ganz genau drin und die sind hier Gegenstand der Debatten im Landtag und
darüber wird beschlossen. Aber wenn man natürlich den Haushalt nicht anguckt und sagt, der geht erst mal
hier „return to sender“, macht mal was ganz anders, und dann erst mal eine Woche vor der Beschlussfas-
sung das erste Mal das Blatt zur Hand nehmen, dann kommt man natürlich auf die Idee, dass man heimlich
Leitungsstellen sich irgendwie erhöhen könnte. Das ist alles transparent und das ist alles Gegenstand parla-
mentarischer Kontrolle. Wenn jetzt Sie in Ihrem eigenen Antrag reinschreiben: Der Rechnungshof gelangt zu
der Einschätzung …

(Unruhe DIE LINKE, CDU)

Vizepräsidentin Henfling:

Meine sehr geehrten Herren, ich bitte um Ruhe. Das Wort hat Frau Marx.

Abgeordnete Marx, SPD:

Ja, wenn Sie mir dann nachher wieder sagen, ich sei laut geworden, obwohl Sie versucht haben mich nicht
zu Wort kommen zu lassen, finde ich es auch lustig. Ich leiste mir hier übrigens immer noch Humor.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte hier noch mal auf einen Satz eingehen, den ich gerade schon zitiert habe: „Der Rechnungshof
gelangt zu der Einschätzung“, obwohl ja noch nichts dazu gelangt ist, der Bericht ist noch nicht fertig und er
wird genau dann fertig, wenn die Präsidentin in der Struktur, in der Autonomie quasi auch ein Verfassungsor-
gan vorsteht, nämlich dem Rechnungshof, zum Schluss gelangt. Bisher ist er noch zu keinem Schluss ge-
langt, aber laut CDU schon. „Der Rechnungshof gelangt zu der Einschätzung, dass Umfang und Ausmaß
der Verstöße für einen Fehler im System sprechen.“ Wenn es einen Fehler im System gibt, dann ist es im-
mer etwas, was auf das Regelungswerk zurückzuführen wäre. Ein Fehler im System, der weist eigentlich im-
mer weg von den persönlichen Verantwortlichen, die Sie jetzt aber hier schon alle in Sack und Asche gestellt
haben. Wenn ein Fehler im System vorliegt, dann muss man möglicherweise Regeln ändern, aber vielleicht
gar nicht Leute anklagen am Ende. Das wissen wir noch nicht. Wir sind gespannt auf den endgültigen Be-
richt und in dem Zusammenhang fand ich es ja schon stark, Herr Bühl, dass Sie in Ihrer Rede vorhin am
Ende auch noch die Staatsanwaltschaft beschimpft haben. Weil Sie haben gesagt: Jetzt ermitteln die gegen
unbekannt. Warum denn eigentlich? Es steht doch schon fest, wer der Böse war. Also das fand ich ja auch
noch mal einen oben draufgesetzt. Das reicht nicht allein ein Verfassungsorgan schon vorweg zu nehmen,
die Staatsanwaltschaft ist auch böse.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was solche Strafanzeigen im politischen Geschäft bedeuten, das müssten Sie, aber vielleicht Herr Bühl
noch nicht, weil Sie noch so jung sind, aus der Vergangenheit wissen. In der Staatssekretärsaffäre Zimmer-
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mann gab es ja dann auch recht schnell eine Strafanzeige gegen die verdiente Ministerpräsidentin dieses
Landes, Christine Lieberknecht, bei der herausgekommen ist: Nichts! Und deswegen: Rüsten Sie doch mal
ein bisschen ab und warten Sie es ab, bis der Bericht vorliegt, und beschädigen Sie nicht weiter Verfas-
sungsorgane. Also das sollten Sie sich doch der eigenen Achtung schuldig sein, dass Sie hier nicht immer
nur auf solchen dünnen Füssen herumstolpern.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Als Nächstes erhält für die Fraktion der AfD Abgeordneter Möller das Wort.

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Gäste, Ämterpatronage und
Führungsmängel in der Landesregierung, der Antrag der CDU-Fraktion, der ist richtig und scheinheilig zu-
gleich. Richtig ist natürlich die Ämterpatronage und Vetternwirtschaft im Freistaat stinken zum Himmel.
Scheinheilig ist es deshalb, weil es bei der CDU nicht anders war und sie die Vetternwirtschaft auch heute
noch meist mit deckt. Um das zu erkennen, brauche ich keinen Konjunktiv und brauche ich auch keinen
Rechnungshofbericht. Das zieht sich durch Thüringen durch die gesamte Geschichte. Das fängt an 2015 bei
der Landesregierung mit Stefan Kramer, der als Chef des Verfassungsschutzes eingestellt wurde, obwohl er
die Stellenvoraussetzungen dafür nicht hat

(Beifall AfD)

und obwohl die Defizite dieses Mannes selbst in der SPD bekannt sind, nicht wahr Herr Hey?

Dann haben wir die aktuelle Gesundheitsministerin, die hat Marxismus-Leninismus studiert, dann hat sie es
abgebrochen, dann hat sie Erziehungswissenschaften und Soziologie studiert, dann hat sie es abgebrochen.
Und das ist die Kompetenz von Frau Werner, mit der Sie über die Umsetzung des Impfzwangs hier in Thürin-
gen entscheidet.

(Beifall AfD)

Dann haben wir jetzt einen westdeutschen Schauspieldirektor, der Energieminister wird, und wir haben eine
einfache Sachbearbeiterin, die Justizminister wird. Und die einzige Qualifikation, das hat mein Kollege Ro-
bert Sesselmann schon erwähnt, ist die politische Loyalität bei diesen Leuten. Die Tatsache, dass Dirk
Adams gehen musste, das liegt auch nicht an seiner mangelhaften Performance, die wurde nie kritisiert,
sondern daran, dass er nicht nur das falsche Geschlecht hat, er ist ein Mann, er ist auch noch ein weißer
Mann und zu seinem Unglück ist er auch heterosexuell, also kann er auch da keine Pluspunkte sammeln. 

Das sind Ihre Maßstäbe, Frau Rothe-Beinlich. Das ist Ihr Umgang mit Menschen, selbst in der eigenen Par-
tei.

(Beifall AfD)

(Heiterkeit CDU)

(Unruhe DIE LINKE)

Wenn also irgendjemand hier in diesem Freistaat erzählt, dass die Besetzung hochrangiger Positionen in Mi-
nisterien nach Eignung und Befähigung läuft, liebe Zuschauer, dann lachen Sie den bitte aus. Aber: War es
unter der CDU anders? Nein!
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Michael Panse, 2009 abgewählter Landtagsabgeordneter, wurde auf den Monat genau nach Auslaufen sei-
nes Übergangsgelds von der CDU-geführten Landesregierung als Generationsbeauftragter eingestellt, Ver-
gütungsgruppe A16 übriges, und das Arbeitsgericht Erfurt schrieb dann angesichts eines Rechtsstreits über
dieses Anstellungsverhältnis folgendes ins Urteil rein, ich zitiere: „Die Kammer kann nachvollziehen, dass
die ursprüngliche Einstellung des Klägers zum 01.10.2010 ausschließlich aufgrund seiner vorherigen partei-
politischen Betätigung erfolgte, da andere fachliche Befähigungen des Klägers für eine mit der Besoldungs-
gruppe A 16 dotierte Stelle nicht vorlagen. Das Missverhältnis zwischen Vergütung und fachlicher Eignung
war dem Beklagten vollumfänglich bekannt. Die Kammer hält die Zweckbefristung eines Versorgungspos-
tens bis zum möglichen Machtverlust der versorgenden Partei für zulässig“. Das ist doch wohl ziemlich ein-
deutig, meine Damen und Herren. Das haben selbst die Gerichte erkannt, was hier für eine Vetternwirtschaft
unter Ihnen herrschte. 

Der Staat als Raub der Parteien, liebe Kollegen von der CDU, das ist eine Erfindung Ihrer Partei, die ande-
ren machen es nur nach.

(Beifall AfD)

Und Sie tragen auch heute noch dazu bei – Frau Marx hat es eben schon schön erwähnt –, Sie haben doch
die haushaltsrechtlichen Grundlagen dafür gelegt, dass diese Vetternwirtschaft im Hause Siegesmund über-
haupt möglich war. Sie hätten es doch nicht gemusst. Sie mussten doch die Minderheitsregierung nicht un-
terstützen, Sie haben es aber trotzdem getan.

(Beifall AfD)

Das ist keine Korruption, was da geschieht, das ist auch keine politische Korruption, das ist alles unanstän-
dig. Unanständig ist es auch, wenn eine Ministerin aus dem Ministeramt wechselt in eine Vorstandsetage
oder eben in eine Lobbyorganisation und dort dann das Doppelte oder Dreifache verdient. 

Unanständig ist es übrigens auch, wenn Gäste eines Abendessens mit einem CDU-Gesundheitsminister
9.999 Euro an dessen Wahlkreis spenden sollen, wenn ab 10.000 Euro verschärfte Transparenzpflichten
gelten. Das ist keine Untreue, aber es ist unanständig. Es ist Patronage, es ist Vetternwirtschaft. 

Das geht weiter bei der Bundesaußenministerin, die 136.500 Euro fürs Pudern, Schminken und Stylen aus-
gibt, alles Steuergeld, und der Bundeswirtschaftsminister 500.000 Euro für seine fotografische Vermarktung.
All das ist unanständig, dahinter steckt das Prinzip organisierter Verantwortungslosigkeit und das kann man
nicht mit Mitteln des Strafrechts beenden, denn es wird ergänzt um ein weiteres Prinzip, egal welche Partei
in den Führungsgremien der verantwortlichen Ministerien das Sagen hat. Sie alle wissen, dass auch die an-
deren von den Leichen im eigenen Keller wissen. Die traurige Wahrheit für den Bürger ist: An einer echten
Aufarbeitung dieses Missstands besteht jenseits von fünf Minuten Aktueller Stunde leider kein Interesse.
Danke schön. 

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:

Als nächster Redner erhält das Wort Herr Abgeordneter Kemmerich für die Gruppe der FDP.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Zuhörer, Zuschauer an den diversen End-
geräten, gleichwohl hier der Eindruck erweckt wird, dass das alles Zeit hätte und nicht so wichtig ist, merke

28 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 99. Sitzung - 31.01.2023

(Abg. Möller)



ich in der Öffentlichkeit ein sehr hohes Interesse an der Aufklärung oder an den Hintergründen dieser Ange-
legenheit. Oft, zu oft, höre ich den Vorwurf, den lapidaren Satz: „Ach, das gibt’s doch immer schon so. Wun-
derst du dich darüber?“ Oder ähnliches. Und genau das ist das, was die Aufklärung dieses Sachverhalts so
wichtig und drängend macht.

(Beifall Gruppe der FDP)

Wir stehen hier im Lichte, dass unser politisches System weiter Blessuren erlangt, und insofern ist hier
Transparenz und Aufklärung tatsächlich geboten, und das unabhängig, das noch mal ganz ausdrücklich. Der
Thüringer Rechnungshof kommt seiner verfassungsgemäßen Aufgabe nach. Da steht es hier keinem in die-
sem Hause zu, dieses zu kritisieren. Ich bitte, das auch zu respektieren, dass sie nach Recht und Gesetz
ihre Aufgaben machen. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Aber gleichwohl ist die Regierung – Herr Ramelow, Sie haben das gemacht in einem Blog. Am 17.01. dieses
Jahres unter dem Titel „Von Sherpas und Kofferträgern“ haben Sie sich zu diesem Sachverhalt geäußert.
Der Regierung steht es jederzeit frei, Vorwürfe, die hier gemacht werden, auch zu entkräften, und zwar so,
dass die Öffentlichkeit nicht auf Formalien „Das ist ein vorläufiger Bericht“, nein, nach dem alten Spruch: Wo
Rauch ist, ist auch Feuer, mal zu sagen, was ist denn nun daran dran. 35 fehlbesetzte Personen, ein Staats-
sekretär mehr als erlaubt, Staatssekretär aus Praktikantengeldern bezahlt. Das sind doch ganz transparente,
einfache Vorwürfe, wo ich sagen kann, nein, da wurde nicht aus Praktikantengeldern bezahlt, nein, es sind
nicht 35 Fehlbesetzungen. Aber hier zu schweigen und darauf zu setzen, dass der Rechnungshof dann sei-
nen Bericht vorlegt, das ist zu wenig. Erst recht, meine sehr verehrten Damen und Herren und liebe Zuhörer
und Zuschauer, wenn ich aus meinem politischen Umfeld Personen auswähle und sie der Bestenauswahl
und dem Beamtendienst in unserem Freistaat Thüringen empfehle. Wenn ich die also aus dem persönlichen
Umfeld hier wähle, dann sollte ich besondere Sorgfaltspflichten bei den gesamten Verfahren berücksichti-
gen, Aktenführung, Einstellungsvoraussetzungen, Zeugnisse, all das scheint ja lückenhaft zu sein. Und was
machen Sie? Scheinbar besondere Unachtsamkeit, gerade bei diesem Vorfall, der natürlich als erstes in den
Fokus der Öffentlichkeit gerät, ist das hier mit sauberen Dingen gelaufen?

(Beifall Gruppe der FDP)

Natürlich müssen wir auch über die Praxis sehen, wie diejenigen, die getitelt haben, Vetternwirtschaft kann
einpacken, hier mit unseren Ämtern umgehen. Ich wiederhole es gerne, Frau Ministerin Siegesmund, die
jetzt nach Berlin strebt, auch wenn sie sagt, das hat Zeit bis September. September sind keine 24 Monate
Abkühlzeit. Und Frau Rothe-Beinlich hat hier gesagt, es sollten eigentlich 36 sein. Frau Siegesmund hat ge-
nau abgewartet, bis die Bezüge aus ihrer Abgeordnetentätigkeit voll erlangt waren und hat dann ihr Abge-
ordnetenmandat zurückgegeben. 

(Beifall CDU)

Genauso wird hier genau darauf geachtet, wie sie eben ihre Karriere plant. Nichts dagegen zu sagen, wenn
man das aus sich und aus einem privaten Antrieb macht. Aber in einem öffentlichen Amt mit dem morali-
schen Anspruch, wie das hier gemacht wird, hat die Öffentlichkeit ein Recht, genau dorthin zu schauen. Die
Öffentlichkeit hat auch ein Recht, zu hinterfragen, welche Qualifikation haben die Minister, die uns morgen
vorgeschlagen werden. Und es ist unterirdisch, was die AfD sagt. 
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(Unruhe AfD)

Also, Frau Denstädt ist im gehobenen Dienst vernünftig ausgebildet, da ist überhaupt nichts zu sagen. Die
Frage ist, hat sie die Befähigung, als Justizministerin für diesen Freistaat zu agieren? 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Hatten Sie denn die Befähigung, Minister-
präsident zu werden?)

Und bei einem Theaterdirektor, der selbst über sich sagt, ich war einmal die Woche im Ministerium – ja, da
muss man sich die Frage stellen, ich hoffe, er kennt mehr als den Weg zur Kantine. Die Frage muss erlaubt
sein. Die Frage wird öffentlich diskutiert. Dem muss man entgegentreten. Sie nicht totschweigen, denn –
noch mal –, das desavouiert unser gesamtes politisches System. Und dazu sind wir als Opposition auch da,
das anzusprechen. Da wollen wir auch nicht beleidigt werden und moralisch in die Ecke gestellt werden.
Nein, klären Sie auf mit dem Sachverhalt, mit Fakten. Das hat die Thüringer Öffentlichkeit verdient. Herz-
lichen Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Marx:

Weitere Wortmeldungen aus den Reihen der Abgeordneten? Ja, Herr Abgeordneter Blechschmidt, Fraktion
Die Linke.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Ja, das ist wohl richtig, aber was wahr ist, darf auch manchmal an die Luft kommen. 

Ich will auf drei Gedanken noch mal eingehen. Kollege Kemmerich, ich versuche es noch mal zu erklären,
was es mit dem Prüfverfahren des Rechnungshofs und den scheinbaren – nach Ihren Worten – Formalien,
die dabei ablaufen, für eine Bewandtnis hat. Der Rechnungshof ist frei, ausdrücklich – das ist heute von die-
sem Pult aus schon mal formuliert worden –, in der Entscheidung, was er prüft. Das hat der Rechnungshof
getan und gesagt, wir nehmen jetzt mal die Landesregierung, die Führungsebenen und die Staatssekretäre
unter die Lupe und prüfen das. Dann wird das geprüft. Dann gibt es den berühmtberüchtigten – wo wir jetzt
an dieser Stelle stehen – Prüfbericht. 

Und ich komme noch mal darauf zurück – nur gedanklich darauf zurück, ich zitiere jetzt nicht, aber auch das
würde ich wiederholen. Das ist die Problematik, dass dieser Prüfbericht dann dem Betroffenen zugesandt
wird, damit der Betroffene sich positionieren kann. Das sagt das Gesetz. Und demzufolge kommt dann die
entsprechende Antwort – offen, transparent. Jetzt will ich gar nicht davon reden, was die Staatskanzlei mitt-
lerweile schon getan hat. Aber das geht dann zurück an den Rechnungshof und der Rechnungshof be-
schließt in einer Beratung – so gehe ich davon aus – des Kollegiums, dass er sagt: Nehmen wir uns einigen
Begründungen des Betroffenen an oder bestehen wir auch weiterhin auf unserer Position, die wir im Prüfbe-
richt festgehalten haben? Damit kann der vorläufige Prüfbericht – er nennt sich wohl Entwurf-Prüfbericht –
noch mal geändert werden. Er kann geändert werden und dann tritt er an die Öffentlichkeit – natürlich, so ist
das und nicht anders. Dann erst wird im Grunde genommen die Öffentlichkeit – so habe ich auch die Aussa-
ge der Präsidentin im Ausschuss verstanden – durch den Rechnungshof informiert. 

(Zwischenruf Abg. Schard, CDU: Das müssen Sie auch den Zeitungen erzählen!)

(Heiterkeit DIE LINKE)
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Ja. Und Ihnen, der in der Legislative tätig ist und die Gesetze beachten soll. Das war vorhin mein Einwurf,
der gesagt hat, wir haben hier eine Verantwortung, indem wir das Gesetz, was wir selber verabschiedet ha-
ben, das Rechnungshofgesetz, auch einhalten. Das tun Sie nicht. Sie stellen sich hier vorne hin und sagen –
ich hatte es vorhin gesagt –: „könnte sein“, „scheinbar“, „vielleicht“ usw. usf. Das ist doch keine vernünftige,
für die Öffentlichkeit als Grundlage für Meinungsbildung geeignete Debatte – Punkt eins. 

Punkt zwei, damit auch hier kein Missverständnis auftaucht: Die Fraktionen von Rot-Rot-Grün, die Koali-
tionsfraktionen werden sich mit diesem Prüfbericht, der dann öffentlich wird, natürlich inhaltlich auseinander-
setzen, und das – das kann ich Ihnen jetzt schon sagen – auch ausführlich, und wenn es nötig ist, sich auch
kritisch damit auseinandersetzen. Aber – und das wiederhole ich auch noch mal ausdrücklich – die Fraktio-
nen von Rot-Rot-Grün werden diese kritische Analyse durchführen, wenn nach Abschluss der vollständigen
Prüfung der endgültige Schlussbericht auf dem Tisch liegt. Dann werden wir mit Ihnen eine vernünftige,
sachliche, kritische, gegebenenfalls auch vehemente Diskussion führen. Das ist jetzt wirklich Zahnstocherei,
was hier betrieben wird, und das halte ich nicht für geeignet. 

Jetzt noch als Letztes hinsichtlich der Funktion der Staatssekretärin bzw. des Staatssekretärs folgende allge-
meine Anmerkung: Diese Funktionen haben eine sehr spezielle Ausgestaltung. Sie sind das unverzichtbare
– würde ich mal beschreiben –, verbindende Scharnier zwischen politischer Funktion, Entscheidungsbereich
und dem ausführenden Aufgaben- und Funktionsbereich der Landesregierung und der Ministerien. Deshalb
sind sie zu Recht politische Beamte, und das sind sie nicht erst seit der Zeit der Ramelow-Regierung, wie es
so schön von der Opposition formuliert wird, sondern es ist schon immer so. Angesichts eines solchen lau-
fenden Prüfverfahrens glauben wir, dass sich diese Scharnierfunktion ausdrücklich von den allgemeinen
Landesbediensteten unterscheidet. Eine weitere Debatte zu diesem Thema bin ich gern bereit zu führen,
wenn dieser Abschlussbericht vorliegt. 

Allerletzte Bemerkung: Die CDU verknüpft in ihrem Antrag auch noch gleich das Thema „Ministerwechsel“
und entsprechende Kompetenzfragen. Gegenfrage an die CDU: Sie haben sich in Ihrer Regierungszeit doch
auch nicht reinreden lassen beim Ministerwechsel, die gar im seltensten Falle nicht ganz so wenig gewesen
sind. Es ist mir nur eine in Erinnerung, ich will es nur mal sagen, die Kollegin Walsmann möge es mir dann
verzeihen.

Vizepräsidentin Marx:

Herr Blechschmidt, Ihre Redezeit ist gleich zu Ende. 

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Ich komme zum Ende. 

Die Finanzministerin wurde Sie mit der Begründung, weil sie wie eine schwäbische Hausfrau handeln kann.
Das war die Kompetenz, um Finanzministerin in Thüringen zu werden. 

(Unruhe CDU) 

Ich sehe den Kollegen Montag schon an: Das ist auch eine Voraussetzung. Aber wie gesagt, die CDU möge
bitte vor 

Vizepräsidentin Marx:

Herr Blechschmidt, Ihre Redezeit ist zu Ende. 
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Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

ihrer eigenen Tür kehren. 

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Marx:

Jetzt haben wir noch eine Wortmeldung, und zwar die Frau Abgeordnete Dr. Bergner wünscht das Wort und
bekommt es auch. Und ich darf erneut um Ruhe bitten. 

Abgeordnete Dr. Bergner, fraktionslos:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen Abgeordnete, liebe Zuhörer! 

(Unruhe CDU)

Vizepräsidentin Marx:

Ich darf bitte um Ruhe bitten. Wenn Sie sich mit Herrn Zippel, oder nein, es war nicht Herr Zippel, es war
Herr Tischner, irgendwie lustig unterhalten wollen, draußen gibt es sogar Kaffee. Bitte, Frau Dr. Bergner. 

Abgeordnete Dr. Bergner, fraktionslos:

Ich hatte eigentlich nicht vor, zu dieser Debatte was zu sagen, habe aber jetzt zugehört und muss sagen, es
ist eines Parlaments nicht würdig, wie wir uns untereinander Vorwürfe machen, gegenseitig Beschuldigun-
gen machen. Es ist eine Beschäftigung mit sich selbst. Auf die Menschen, die uns als Abgeordnete bezah-
len, wirkt das richtig katastrophal. Und ich muss sagen, ja, an der Stelle ist das Volksbegehren, was ich an-
gezettelt habe, 

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

und das jetzt läuft zur Unterschrift, Parlamente nicht nur wählen, sondern auch abwählen zu können, eigent-
lich die richtige Antwort auf die zwei Stunden, die wir jetzt hinter uns haben. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Die Bürger für Thüringen sind hier
überhaupt nicht gewählt!)

Und ich denke, es gibt hinreichend viele Thüringer, die das honorieren werden. Danke. 

Vizepräsidentin Marx:

Es gibt jetzt keine weiteren Wortmeldungen aus den Reihen der Abgeordneten. Möchte die Landesregierung
erneut das Wort ergreifen? Bitte, Herr Hoff. 

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten und Chef der Staatskanzlei:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, ich versuche zu vermeiden, meine Ausführungen zu der
ersten Aktuellen Stunde, die heute hier stattgefunden hat, noch mal zu wiederholen.
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Lieber Herr Schard, Sie haben in Ihrem Redebeitrag meinen Hinweis darauf, dass ich Ihrer Aufforderung, die
Sie mehrfach medienöffentlich geäußert haben, nicht nachkommen kann, als Maßregelung empfunden. Dies
steht mir natürlich absolut fern; ich würde nie auf die Idee kommen, Sie zu maßregeln, aber Sie darauf hin-
zuweisen, ebenso wie den Abgeordneten Kemmerich, der sich davon bitte auch nicht gemaßregelt fühlt,
dass aus der richterlichen Unabhängigkeit der Mitglieder des Thüringer Rechnungshofs gemäß Artikel 103
Abs. 1 Satz 2 unserer Verfassung in Verbindung mit § 6 Abs. 1 Satz 1 Thüringer Rechnungshofgesetz die
Unabhängigkeit als eigene verfassungsrechtliche Instanz äußert und sich eben darin auch eine Dispositions-
freiheit des Rechnungshofs äußert, die eben nicht bedeuten kann, dass wir als Landesregierung quasi zur
Transparenz beitragen, indem wir die Dokumente, die der Rechnungshof bearbeitet, die der Rechnungshof
von uns verlangt hat, eigenständig veröffentlichen, um damit die Arbeit des Rechnungshofs zu umgehen.
Das können wir eben nicht. Und es ist Ihnen unbenommen, weiterhin sich hinzustellen und zu sagen, das ist
das Interesse der Landesregierung zu verschleiern, nicht transparent zu sein etc. Ich sage weiterhin, wenn
die Rechtslage eine andere wäre, würden wir anders agieren, aber so sind wir alle gemeinsam gehalten, auf
den Abschluss dieses Verfahrens zu warten und dann miteinander in Austausch darüber zu treten, welche
Schlussfolgerungen vorliegen. Und der Abgeordnete Bühl hat heute in seiner Rede, die ja von dpa auch
diesbezüglich aufgegriffen ist, davon gesprochen, dass volle Transparenz hermuss, im Zweifel auch durch
einen Untersuchungsausschuss. Ich kann hier nur noch wiederholen: Ich habe vor einem Untersuchungs-
ausschuss keine Sorge, ich sage nur, das Instrument braucht es nicht, weil wir alles dafür tun, diese Trans-
parenz, die notwendig ist, die Sie sich wünschen, auch herzustellen. Gleichzeitig ist es Ihre Entscheidung,
einen Untersuchungsausschuss zu beantragen. Wenn Sie das wollen, sind Sie herzlich eingeladen, dies zu
tun. Dann werden wir im Ergebnis zu den gleichen Fakten, zu dem gleichen Gespräch kommen, das wir auf
Basis des Rechnungshofberichts auch haben werden.

Ich will dann auch, weil Sie, sehr geehrter Herr Abgeordneter Schard, nun, obwohl wir zwei Ausschusssit-
zungen gemeinsam miteinander bestritten haben – ach so stimmt, Sie waren beim Haushaltsausschuss
nicht da –, also, nachdem wir die Justizausschusssitzung miteinander bestritten haben, Sie das Wortproto-
koll, aus dem heute schon zitiert worden ist, auch zur Kenntnis genommen haben, indem Sie die Fragestun-
den verfolgt haben, indem Sie mir selbst auch Fragen gestellt haben, die Antworten gelesen haben, stehen
Sie hier und – nun muss ich das wirklich auch, da bin ich, intellektuell finde ich das nicht redlich – stellen Sie
sich hin und ohne auch nur irgendeinen einzigen Punkt die Ihnen dargestellten Fakten, beispielsweise im
Hinblick auf das Transformationsamt des Staatssekretärs oder der Staatssekretärin, das sich eben darin
ausdrückt, dass politische Beamtinnen und Beamte den gleichen Auswahlkriterien, Eignung und Leistung
und Befähigung, nach Artikel 33 Grundgesetz unterliegen, aber der Unterschied zu den regulären Beamtin-
nen und Beamten darin besteht, dass diese eine Neutralitätspflicht haben, während die politischen Beamten
eine Loyalitätspflicht haben, dass Sie das so völlig ignorieren und die Unterstellung hier in den Raum argu-
mentieren, dass diese Landesregierung und offensichtlich alle anderen Landesregierungen und die Bundes-
regierung ja auch, die sich an das gleiche Recht halten, Staatssekretärinnen und Staatsekretäre, 

(Zwischenruf aus dem Hause)

die dadurch auch unter einen Pauschal… – Ich kann Sie nicht hören, weil ich gerade rede, sehr geehrter
Herr Vorsitzender – 

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Sie wollen es nicht hören!)

Also, ich höre auf, Herr Vorsitzender. Sie wollen offensichtlich einen Zwischenruf machen, ich will Sie daran
nicht hindern.
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(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Es gibt im Bund Parlamentarische und verbeamtete Staatsse-
kretäre, das ist ein Unterschied! Das müssen Sie mal zur Kenntnis nehmen!)

Das ist ein interessanter Einwurf, dass es im Bund Parlamentarische Staatssekretäre gibt. Ich verweise hier-
zu übrigens auf meine Ausführungen in den Fragestunden. Nur hat das mit dem Punkt, den ich angespro-
chen habe, nichts tun, weil wir hier, sehr geehrter Herr Vorsitzender, der mir – das können Sie im Livestream
nicht sehen – den Rücken zudreht und mir auch nicht zuhört, weil er mit einem Abgeordnetenkollegen
spricht. Soweit zu dem Interesse an einer wirklichen Sachdebatte hier.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: So eine Heulsuse!)

Ist der Begriff „Heulsuse“ ein parlamentarischer Begriff? Ich frage Sie nur, Frau Präsidentin?

Vizepräsidentin Marx:

Nein, ist er nicht.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten und Chef der Staatskanzlei:

Okay. Danke, Herr Zippel.

Vizepräsidentin Marx:

Ich kann mir auch gar nicht vorstellen, dass das bei Ihnen jemandem einfällt. Aber gut.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten und Chef der Staatskanzlei:

Ich will nur, weil wir ja hier über die Art der parlamentarischen Debatte sprechen und ich sage: Sie stellen
alle Staatssekretärinnen und Staatssekretäre im Bund wie in den Ländern, die nach diesen Regelungen –
und sehr geehrter Herr Abgeordneter, da geht es eben gerade nicht um die Parlamentarischen Staatssekre-
täre, sondern um die verbeamteten Staatssekretärinnen und Staatssekretäre –, dass auch diese einer Loya-
litätspflicht unterliegen. Und Sie tun so, als ob die alle pauschal inkompetent seien. Das finde ich nicht red-
lich.

(Zwischenruf Abg. Schard, CDU: Das unterstellen Sie mir!)

Dann will ich zu den Ausführungen, die hier zu den Kabinettsmitgliedern gemacht worden sind, etwas sagen.
Ich will von dieser Stelle aus ganz deutlich Anja Siegesmund für acht Jahre hervorragende Arbeit in dieser
rot-rot-grünen Landesregierung danken. Sie hat Umwelt, Naturschutz, Energie nach vorne gebracht, die
Energiewende gestaltet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insofern ganz herzlichen Dank an Frau Siegesmund und ihre Arbeit in diesem Kabinett, die heute die letzte
Kabinettssitzung als Ministerin mit uns gemeinsam absolviert hat.

Ich will auch dem früheren Abgeordneten Dirk Adams für seine Tätigkeit in der Fraktion – er hat als Frak-
tionsvorsitzender in der vergangenen Wahlperiode großen Anteil an der Funktionsfähigkeit und auch dem
Entstehen von Rot-Rot-Grün gehabt – ganz herzlich danken, auch für seine Arbeit, die er in seiner politi-
schen Tätigkeit in Thüringen hatte.
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Und ich freue mich auf die Zusammenarbeit mit Doreen Denstädt und Bernhard Stengele, die morgen er-
nannt und dann auch hier im Landtag vereidigt werden.

Ich habe nicht genug Redezeit, die ehrliche, kompetente und auch erfolgreiche Arbeit jedes Kabinettsmit-
glieds dieser Landesregierung zu würdigen und würde mir nur wünschen, dass wir auch in der politischen
Debatte respektieren, dass die formale Qualifikation, die hier am Beispiel von Frau Ministerin Werner thema-
tisiert worden ist und die völlig außer Acht lässt, dass die politische Arbeit von Frau Werner in den letzten
acht Jahren, davor eine über Jahre hinweg andauernde Tätigkeit in verantwortungsvoller Funktion auch im
Sächsischen Landtag ist. Dass hier pauschal einem Mitglied der Landesregierung die Kompetenz für die
Führung des Amtes abgesprochen wird, finde ich in der Sache unangemessen, inhaltlich nicht adäquat und
für die politische Kultur in unserem Freistaat auch nicht gut. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will darüber hinaus noch mal daran erinnern, weil diese Debatte über formale Qualifikation auch immer
wieder hoch- und runtergeredet wird, ich meine, das hat schon einen Bart über Generationen. 1998 – viel-
leicht können sich die einen oder anderen noch erinnern – ist Edelgard Bulmahn zur Bundesforschungsmi-
nisterin berufen worden. Da ging das über Wochen, dass sie nur Berufsschullehrerin sei und deshalb für das
Amt für das Amt einer Bundesministerin für Bildung und Forschung ungeeignet sei. Das war schon damals
Quatsch und es ist genauso Quatsch, wie das, was heute hier auch aus meiner Sicht völlig unangemessen
über Ministerin Werner gesagt worden ist. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will einen weiteren Punkt ansprechen und damit auch zum Ende kommen. Es ist hier vom Abgeordneten
Möller über einen Mitarbeiter der Thüringer Staatskanzlei gesprochen worden. Herr Panse hat überhaupt
keine Chance, sich in einem adäquaten öffentlichen Raum der Vorwürfe zu erwehren, die hier in diesem Ple-
num des Thüringer Landtags ihm gegenüber gemacht werden und der Persönlichkeit, die ihm hier abgestrit-
ten wird. Es geht darum, wie hier namentlich über Menschen gesprochen wird, die keine Möglichkeit haben,
sich in einem ähnlichen Forum 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist sonst auch so!)

dieser Debatte zu stellen. Ich als Amtschef der Thüringer Staatskanzlei stelle mich vor alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Thüringer Staatskanzlei. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben aber einen Mitarbeiter meiner Thüringer Staatskanzlei gesprochen. Und ich kann nur sagen, dass
…

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das werde ich auch weiterhin tun, Herr Minister!)

Auch das ist Ihr gutes Recht, verfassungsrechtlich abgesichert, aber es ist auch mein Recht, hier vor dem
Plenum des Thüringer Landtags deutlich zu machen, dass Herr Panse als Mitarbeiter der Thüringer Staats-
kanzlei eine faire, eine überparteiliche, eine kompetente Arbeit als Mitarbeiter der Landeszentrale für politi-
sche Bildung Thüringen leistet. Ich appelliere an Sie, ich bitte Sie, hier nicht einzelne Personen durch die
Öffentlichkeit zu zerren, die keine Möglichkeit haben, sich dem in einem ähnlichen Forum zu erwehren.
Wenn Sie für die Thüringer Staatskanzlei jemanden in Haftung nehmen wollen und mal jemanden richtig an
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die Kandare nehmen wollen, stehe ich Ihnen für diese Art politischer Debatte gern zur Verfügung. Aber las-
sen Sie uns auch an dieser Stelle fair sein und im Übrigen auch gegenüber jemandem fair sein, der sich
beispielsweise auch als Stadtratsmitglied in Erfurt wirklich für das Wohl dieser Stadt einsetzt, in der Sie, Herr
Abgeordneter Möller, glaube ich, auch wohnhaft sind. Vielen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Ich schließe damit den zweiten Teil der Aktuellen Stunde und rufe den dritten Teil auf

c) auf Antrag der Fraktion der AfD
zum Thema: „Rechtsstaat in Ge-
fahr: Der Freistaat Thüringen als
Betätigungsfeld für gewalttätige
Linksextremisten?“
Unterrichtung durch die Präsidentin
des Landtags
- Drucksache 7/7159 - 

Als erster Redner erhält Herr Abgeordneter Mühlmann von der AfD-Fraktion das Wort, bitte. 

Abgeordneter Mühlmann, AfD:

Vielen Dank. Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete und auch ein herzliches Willkommen
an die Zuschauer vor allem am Livestream, Linksextremismus in Thüringen. Glaubt man denen, die hier links
im Plenum sitzen, gibt es so was überhaupt nicht und gab es beispielweise bei der Serie von Brandanschlä-
gen, die vorher von der sogenannten Zivilgesellschaft markiert wurden, angeblich auch nur ganz wenige Zu-
sammenhänge zum Linksextremismus. Glaubt man denen, die hier links im Plenum sitzen, gab es auch kei-
ne kriminelle Vereinigung einer Linksextremistin, die laut Bundesanwaltschaft in Eisenach mehrfach An-
schläge begangen hat. Genau diese Leute hier drüben links wehren sich, linksextremistische Zusammen-
hänge bei dem brutalen Angriff auf ein Pärchen in einer Wohnung hier in Erfurt oder bei dem Überfall auf ein
Bekleidungsgeschäft am hellerlichten Tag mitten in der Erfurter Innenstadt zu sehen. Selbst bei dem jüngs-
ten Angriff von acht Personen mit Äxten und Totschlägern auch wieder mitten in der Landeshauptstadt Erfurt
plädiert ausgerechnet die linke Seite hier drüben, man solle doch bitte erst einmal die Ermittlungen abwar-
ten, bevor man überhaupt Bezüge zum Linksextremismus bemüht. Unglaublich!

Währenddessen setzt sich dieses Trauerspiel im Wahlkampfinstrument der CDU, dem Untersuchungsaus-
schuss „politisch motivierte Gewaltkriminalität“, fort. Anträge der AfD werden im Scharmützel der Weigerung
zur Sacharbeit von angeblichen Demokraten zerrieben und die CDU stellt sich regelrecht einfältig an. Erst
setzt sie zu Wahlkampfzwecken einen Untersuchungsausschuss für die Untersuchung des Linksextremis-
mus ein und dann schaut diese Partei stillschweigend und vor allem unterstützend zu, wie deren Ausschuss
von einer Linksextremistin zum Rechtsextremismusausschuss gemacht wird. Was für eine Farce!

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Jetzt reicht es aber!)

36 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 99. Sitzung - 31.01.2023

(Minister Prof. Dr. Hoff)


